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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Polizei

In die Diskussion über die Polizei wurde das Projekt einbezogen, auf dem
Konkordatswege eine Interkantonale Mobile Polizei IMP zu schaffen, die dem
Bundesrat zum Schutz ausländischer Diplomaten und internationaler Konferenzen, zur
Aufrechterhaltung der inneren Ordnung und in Katastrophenfällen zur Verfügung
stehen sollte. Die Opposition gegen die Aufstellung eines solchen Ordnungsinstruments
entsprang einerseits der Sorge um die kantonale Polizeihoheit, anderseits Bedenken,
dass die neue Polizeitruppe eher provokativ als beruhigend wirken könnte. Unentwegte
Kritiker bezeichneten sie als Werkzeug der Repression. In Zürich, wo man sich wie in
Baselstadt vom Konkordat fernhielt, wurde die Befürchtung geäussert, die eigenen
Bestände würden von der interkantonalen Institution zu stark beansprucht. Der schon
Ende 1968 vom Bundesrat den eidgenössischen Räten unterbreitete Antrag, die auf 600
Mann veranschlagte IMP durch Subventionen — insbesondere für Ausrüstung und
Ausbildung — zu unterstützen und damit das auf Initiative des Bundes entstandene
Konkordat wirksam werden zu lassen, wurde im Ständerat nur vom Vertreter des
Landesrings bekämpft. Im Nationalrat jedoch meldete sich eine stärkere Gegnerschaft,
die aus der Mehrheit der Sozialdemokraten, dem Landesring und der PdA bestand; ihr
Sprecher bezeichnete die IMP als verkappte Bundespolizei und als verfassungswidrig.
Bundespräsident von Moos versicherte demgegenüber, dass der Bundesrat von der ihm
durch das Konkordat eingeräumten Einsatzkompetenz nicht ohne Einvernehmen mit
den betroffenen Kantonen Gebrauch machen werde. Nach der Verabschiedung durch
beide Räte wählte die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren den
Walliser Kantonspolizeichef E. Schmid provisorisch zum Kommandanten der
vorgesehenen Truppe (Schmid war zugleich Kommandant der Heerespolizei, kündigte
aber die Niederlegung dieses Kommandos an.) Auf kantonaler Ebene wurde vom
Solothumer Landesring eine Volksinitiative gegen den vom Kantonsrat beschlossenen
Beitritt lanciert. 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 04.06.1969
PETER GILG

Die Bestrebungen, die kantonalen Polizeikorps durch eine Interkantonale Mobile
Polizei IMP zu verstärken, die sich rechtlich auf ein Konkordat und materiell auf
Bundessubventionen stützen sollte, endeten mit einem Misserfolg. Nachdem sich schon
Zürich und Baselstadt dem Konkordat gegenüber desinteressiert verhalten hatten,
bildeten sich in verschiedenen Kantonen, deren Parlamente einem Beitritt zustimmten,
Referendumsbewegungen, die vor allem von den Sozialdemokraten, dem Landesring
und der PdA getragen wurden; dabei verbanden sich Abneigung gegen polizeiliche
Gewalt und Opposition gegen zentralistische Tendenzen. Der Geschäftsführer der
Stiftung für eidgenössische Zusammenarbeit, M. Frenkel, erklärte die vorgesehene
Ausstattung des Bundesrates mit der Kompetenz, die IMP in gewissen Fällen nach
eigenem Ermessen einzusetzen, als verfassungswidrig. Anderseits liessen die
Flugzeugentführungen im September erneut ein Bedürfnis nach einem zusätzlichen
Ordnungsinstrument erkennen. Im November fand in Schwyz, im Dezember in Genf die
Volksabstimmung statt; in beiden Kantonen wurde die Beteiligung an der IMP stark
verworfen. Angesichts dieser negativen Reaktionen und nicht zuletzt der Tatsache, dass
der Anstoss zu einer Verstärkung der kantonalen Polizeikräfte gerade von Genf
ausgegangen war, betrachtete man das Projekt als gescheitert. Als Frucht
interkantonaler Zusammenarbeit im Polizeisektor konnte nur die Eröffnung einer
schweizerischen Polizeischule in Neuenburg verzeichnet werden. Dass jedoch Genf
Mühe hat, seinen Bedarf an Polizeischutz aus eigenen Kräften zu decken, zeigten
Rekrutierungsaktionen in anderen Kantonen, die dort zu Protest Anlass gaben. 2

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 10.12.1970
PETER GILG

Noch vor sechs Jahren hatten sich die kantonalen Polizei- und Justizdirektoren gegen
das Begehren der Polizeikorps nach Zulassung von so genannter Deformationsmunition
im ordentlichen Polizeidienst (bei besonderen Einsatzeinheiten ist sie bereits im
Einsatz) gewandt. Im Berichtsjahr änderten sie nun ihre Meinung und unterstützten
dieses Anliegen; sie machten ihren positiven Entscheid aber davon abhängig, dass der
Bundesrat diese Munition als völkerrechtskonform beurteilt. Diese Munition sei ihrer
Ansicht nach effektiv geeignet, in Notfällen bewaffnete Personen rasch und wirksam

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.2006
HANS HIRTER
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ausser Gefecht zu setzen und damit weitere Opfer zu vermeiden. Auch der Chef des
Grenzwachtkorps hoffte, vom Bundesrat die Erlaubnis zum Einsatz von
Deformationsmunition zu erhalten. Der Bundesrat empfahl eine entsprechende Motion
Perrin (svp, NE) zur Annahme und beantwortete damit implizit die Frage nach der
Völkerrechtsverträglichkeit positiv. Die kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren gaben
daraufhin die schrittweise Einführung dieser Munition bekannt. Die Motion selbst
wurde von Günter (sp, BE) bekämpft und deshalb vom Nationalrat noch nicht
behandelt. 3

Die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren beschloss die Schaffung von
schweizweit 684 neuen Polizeistellen. Mit dieser Personalaufstockung soll der
chronischen Unterbesetzung der Kantonspolizei abgeholfen werden. 4

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.12.2012
NADJA ACKERMANN

Im November 2014 haben das EJPD und die KKJPD eine Rahmenvereinbarung zur
gemeinsamen Umsetzung des Aktionsplans über die integrierte Grenzverwaltung
durch Bund und Kantone unterzeichnet. Der Aktionsplan enthält knapp 70 operative
und strategische Massnahmen zur Erhöhung der inneren Sicherheit und zielt insgesamt
auf eine Verbesserung der Zusammenarbeit und des Informationsflusses zwischen den
schweizerischen Grenzkontrollbehörden ab. Vorgesehen sind Massnahmen in der
Grenzkontrolle an den Flughäfen sowie im Bereich des Vollzugs und der Bekämpfung
des qualifizierten Menschenschmuggels. Die Umsetzung erstreckt sich von 2014 bis
2017, wobei das EJPD dem Bundesrat jährlich Bericht erstatten wird. 5

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 13.11.2014
NADJA ACKERMANN

1)  Neutralität 7 (März 1969), S. 3 u. 33 ff.; AB NR, 1969, S. 229 ff.; AB SR, 1969, S. 20 ff.; NZ, 28.12.69; NZZ, 20.2., 24.2., 1.7.,
23.10.,13.11. und 8.12.69; SJ, 22.11 und 23.11.69; Vgl. SPJ, 1968, S. 22 f.
2) Bund, 9.1., 29.9 und 7.10.70; BN, 21.11 und 22.11.70; GdL, 20.4.70; JdG, 24.6., 28.7. und 14.12.70; NZ, 7.12.70; NZZ, 9.5., 10.5,
6.8., 17.9., 21.11. und 10.12.70; TdG, 14.5., 7.10. und 7.12.79; TLM, 6.1., 8.4. und 12.4.70; Vat, 12.1. und 13.2.70; Frenkel, «Die
Verfassungsmässigkeit von Art. 4/la und 4/2 der Interkantonalen Übereinkunft zur Verstärkung der polizeilichen
Sicherheitsmassnahmen vom 28.3.1968 (IMPKonkordat) », in: Schweizerische Juristenzeitung, 66/1970, S. 129 ff.
3) Bund, 24.1.06; BZ, 31.3.06; TA, 7.4.06 (Polizeidirektoren und Grenzwachtkorps).; LT, 14.6.06; NZZ, 26.6.06.; Motion Perrin:
AB NR, 2006, S. 1112 und III, Beilagen, S. 654 f.
4) SOZ, 30.12.12.
5) Medienmitteilung BFM vom 13.11.14.pdf; NZZ, 14.11.14.
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